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in einer Art und Weise, die der je-
weilige Patient versteht. Und aus-
reichend Zeit. Auch wenn diese 
Zeit auf ärztlicher Seite oft fehlt. 
Aber: Wenn Mediziner sich eine 
halbe Stunde mehr Zeit nehmen, 
wird es oft möglich sein, so weit 
aufzuklären, dass der Patient sagt: 
„Okay, ich versteh, um was es geht, 
und ich will die Behandlung“ … 
oder: „Ich will sie nicht.“ Die Auf-
klärung ist eine ärztliche Standes-
verpflichtung. Dabei sollten keine 
zu hohen Schwellen gesetzt wer-
den. Es geht z.B. nicht darum zu 
verstehen, welche Auswirkun-
gen eine komplizierte Herzope-
ration im Detail hat, sondern um 
ein Grundverständnis der Behand-
lung; und darum, die Folgen des 
Eingriffs oder der Nicht-Behand-
lung abschätzen zu können.

Wann sollen nun Ärzte Patienten 
und deren Angehörigen zu einer 
Erwachsenenvertretung raten?
Marlovits: Ärzte sollten eine sol-
che nicht vorschnell anregen. Es 
gilt das Prinzip, möglichst lange 
die Selbstbestimmung zu erhal-
ten: So lange wie möglich wird die 
Vorsorgevollmacht präferiert. Erst 

wenn diese nicht mehr möglich 
ist, weil die volle Entscheidungs-
fähigkeit fehlt, ist die gewählte 
Erwachsenenvertretung relevant. 
Der Betroffene kann damit trotz-
dem selbst regeln, wer seine Ver-
tretung übernehmen soll. Wenn 
er in Grundzügen versteht, um 

was es geht, reicht das. Nur wenn 
der Patient auch dieses Verständ-
nis in den Grundzügen nicht hat, 
kommt die gesetzliche Erwach-
senenvertretung zum Zug. Dann 
kann sich beispielsweise ein An-
gehöriger als Vertreter im Österrei-
chischen Zentralen Vertretungs-
verzeichnis (ÖZV V) registrieren 
lassen. Eine gerichtliche Vertre-
tung sollte erst in Erwägung gezo-
gen werden, wenn auch das nicht 
möglich ist. Neu ist in diesem Zu-
sammenhang die obligatorische 
Clearing-Aufgabe der Erwachse-
nenschutzvereine: Wenn eine An-
regung für eine gerichtliche Er-
wachsenenvertretung bei Gericht 

eingeht, prüfen wir, ob es eine sol-
che tatsächlich braucht oder ob es 
Alternativen gibt.

Es gab auch eine Kassenleis-
tungsdiskussion rund um die 
Registrierung der Vertretungen. 
Wie stehen Sie dazu?

Marlovits: Seit 1. Juli sind die Ver-
eine berufen und befugt, sämtliche 
Vertretungsverhältnisse – natür-
lich mit Ausnahme der gericht-
lichen Erwachsenenvertretung 
– zu registrieren. Voraussetzung 
dafür ist ein ärztliches Attest. Der 
Arzt muss bescheinigen, dass der 
Betroffene in bestimmten Berei-
chen nicht mehr entscheidungs-
fähig ist.

Nun war die Intention des Ge-
setzes ja, dass die Registrierung 
bei den Vereinen möglichst nie-
derschwellig erfolgen kann. Vom 
Zugang und Kontakt her, aber auch 
von den Kosten. Diese machen bei 
uns für die gewählte oder die ge-

setzliche Erwachsenenvertretung, 
mit Vornahme eines Hausbesuchs, 
rund 85 Euro aus. Da stellt sich 
dann die Frage, was das ärztliche 
Attest kosten darf. Früher haben 
die Ärzte für das Attest, das man 
für die Angehörigenvertretung 
brauchte, teilweise gar nichts oder 
oft nur geringe Kosten in Rech-
nung gestellt.

Jetzt gab es jedoch vor Kur-
zem eine ÖÄK-Empfehlung, dass 
die Atteste als Gutachten klassifi-
ziert und Kosten von 300 bis 900 
Euro verrechnet werden können. 
Diese Empfehlung ist natürlich wi-
der die Intention des Gesetzes. Ein 
paar hundert Euro sind für viele 
Menschen viel Geld und nicht fi-
nanzierbar. Damit wäre es mit der 
Niederschwelligkeit wieder vorbei. 
Hier braucht es dringend eine Lö-
sung im Interesse der betroffenen 
Menschen!� ■
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Mit einfachen Mitteln zu einer 
besseren Atmosphäre 

Das Erteilen von Ratschlägen ist 
zugegebenermaßen leichter als 
die praktische Umsetzung. Für 
alle Ordinationschefs und -che-
finnen unter meinen  Klienten 
ist es eine selbstverständliche 
Absicht, in den Empfangsräum-
lichkeiten eine freundliche und 
Kompetenz vermittelnde Atmo-
sphäre zu schaffen. Allein – nicht 
alle schaffen es. Die Kluft zwi-
schen Wunsch und Wirklichkeit 
ist im Praxisalltag nur allzu oft 
beträchtlich. 

Es hapert an der Umsetzung. 
Dabei helfen Kleinigkeiten: Ha-
ben Sie sich zum Beispiel schon 
einmal Gedanken über Ihre Tür-
klingel gemacht? Wählen Sie ei-
nen Signalton mit einem mög-
lichst angenehmen und dezenten 
Klang. 

Auch ein Blumenstrauß auf 
dem Empfangsdesk hilft dabei, 
dass sich die Patienten heime-
lig fühlen. Jede zusätzliche, an 
die Jahreszeit angepasste Deko-
ration bedeutet tatsächlich eine 

angenehme und freundliche Ab-
wechslung.

Ein weiteres nützliches Detail 
sind Namensschilder der Mitar-
beiter: Anonymität baut Hemm-
schwellen auf. Erstpatienten fas-
sen dagegen früher Vertrauen, 
wenn sie die Mitarbeiter mit Na-
men ansprechen können. 

Natürlich sollte die gesamte 
Ordination aufgeräumt sein. 
Ordnung ist für Patienten ein 
Qualitätsindikator und wird mit 
Assoziationen wie „geordneter 
Ablauf“ und „systematisches Ar-
beiten“ verbunden. Kaffeetassen 
und Pralinenschachteln haben 
daher am Empfang ebenso we-
nig verloren wie gestapelte Be-
funde und Berge an Zeitungen. 
Aktueller Lesestoff ist wichtig, 
muss aber immer wieder über-

sichtlich aufgelegt werden. Eine 
Übereinkunft mit den Mitarbei-
tern, stündlich in der Empfangs- 
und Wartezone nach dem rechten 
zu sehen, ist dabei Goldes wert. 

Natürlich sind Beschädigun-
gen und Verunreinigungen des 
Bodens, der Wände und der Mö-
bel so schnell wie möglich zu be-
seitigen und zu reparieren. Schon 
kleine Abnutzungen vermitteln 
den Eindruck der Schäbigkeit. Be-
sonderer Stellenwert unter den 
Äußerlichkeiten kommt auch 
der Kleidung von Arzt und Per-
sonal zu. Ein einheitlicher Auf-
tritt mit dem Arztlogo auf dem 
Polo-Shirt oder Hemd signalisie-
ren Modernität und Aufgeschlos-
senheit. Der gute alte Arztmantel 
in Weiß wirkt dagegen schon et-
was angejahrt. 

„Die Aufklärung ist eine ärztliche Stan-
desverpflichtung. Dabei sollten keine zu 
hohen Schwellen gesetzt werden.“
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